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DenDeutschschweizern steckt die Rücksichtnahme auf
Minderheiten derart in der Polit-DNA, dass niemand zu
sagenwagt, was der Dreiervorschlag der FDP für die
Bundesratswahlenwirklich ausdrückt: welsche Arro-
ganz. Die Bundesverfassung fordert, dass bei der
Zusammensetzung der Landesregierung die Landesteile
angemessen berücksichtigt werden sollen. Dieses Krite-
rium ist in Bezug auf die Romandie, die gegenwärtig
drei Vertreter im Bundesrat weiss, gut erfüllt, denn
rechnerisch gesehen läge der Anspruch bei weniger als
zweiMagistraten. Gar nicht vertreten ist dagegen seit
Jahren die Ostschweiz. Und das Tessin sollte endlich
wieder einmal einen Bundesrat stellen dürfen und hat
mit Ignazio Cassis auch einenwählbaren Kandidaten
nominiert. Doch gleichmit einemDoppelpaket will die
Romandie nun die Tessiner Hoffnungen zerstören und
weitermit drei Bundesräten in der Regierung klar über-
vertreten sein.Würden dieWelschen so von denDeut-
schweizern behandelt, wäre die Empörung ennet der
Saane gewaltig. Doch jetzt, wo sie gegenüber den Tessi-
nern selbst dieMehrheit bilden, spielen sieMachtpolitik
in Reinkultur. Manwird ihnen die Rolle der schutzbe-
dürftigenMinderheit, die sie zu ihremVorteil gegenüber
den Deutschschweizern so virtuos geben, in Zukunft
nichtmehr tel quel abnehmenmüssen. (fem.)

DasDreierticketderFDP ist
AusdruckwelscherArroganz

Bundesratswahlen

«Wir schaffen das», sagte sie vor zwei Jahren. In der
Folge strömten eineMillionMigranten nach Deutsch-
land. Jeder andere Politiker hätte dieseMenschenla-
wine politisch nicht überlebt. AngelaMerkel schon. Die
Bundeskanzlerin steht heute so gut dawie kaum
je zuvor. Auchwenn der Satz noch immer an ihr haftet:
Längst hatMerkel dieWillkommenskultur durch
eine Abschottungspolitik ersetzt. Die Balkanroute ist
gekappt auch dank einemvon ihr vorangetriebenen
EU-Abkommenmit der Türkei, und nun ist dieMittel-
meerroute ebenfalls dicht. Merkels neuer Plan, den sie
mit Frankreichs EmmanuelMacron umsetzenmöchte,
ist es, die EUweiter abzuschirmen und die potenziellen
Flüchtlinge schon in Afrika zu stoppen. Dazu sind ihr
auch Lager im Libyen recht. Sie verspricht den afrikani-
schen StaatenWirtschaftshilfe und Kontingente für die
legaleMigration. Der Plan ist ambitiös. Doch Europa hat
keine Alternativen.Wenn die Lager von der Uno-Flücht-
lingskommission geführt sind, spricht wenig dagegen.
Auch Kontingente sind richtig, das normalisiert die
Beziehungen zum schwarzen Kontinent. Vielleicht hat
Merkel Erfolg. Daswäre zu hoffen: Bisher war die EU-
Migrationspolitik ein einziges Trauerspiel. (ami.)

AngelaMerkelwagtNeues, und
das ist gut so

Migrationspolitik

In Texas hat ein Hurrikan über 40Menschen das Leben
gekostet, gleichzeitig hat derMonsun inmehreren Län-
dern Asiens über 2000 Todesopfer gefordert. Über die
Fluten in Texas berichteten dieMedien grösser als über
jene in Asien – und schonwird imGestus der Empörung
die ungleiche BerichterstattungwestlicherMedien
beklagt. Die «Süddeutsche Zeitung» vermutet gar «post-
koloniale Überheblichkeit» und «rassistische Vorstellun-
gen». Das ist Unsinn. Tote sind überall gleich schlimm.
Aber der Nachrichtenwert eines Vorfalls bemisst sich
nichtmechanisch und streng proportional nach Opfer-
zahlen, sondern auch nachNähe zumPublikum. Nicht
nur geografisch, auch kulturell. Andernfalls wäre der
Erdrutsch von Bondo höchstens fünf Zeilenwert. (tis.)

Nichtalles interessiert gleich
Naturkatastrophen

Die Jihadisten könnenmilitärisch
nicht gewinnen, weder imNahen
Osten noch in Europa. IhreMorde
stellen uns aber auf eine harte

Probe.Wie viele Attacken per Lastwagen
oder Auto ertragenwir in den Vergnügungs-
vierteln unsererMetropolen?Wiewürde
unsere Reaktion ausfallen bei einemTerror-
angriff mit Tausenden Totenwie damals am
11. September 2001?
Dass uns die Einhaltung rechtsstaatlicher

Prinzipien bereits jetzt schwerfällt, zeigen
die jüngsten Anschläge in Paris, London oder
Barcelona. Die Attentäter wurden liquidiert,
nicht gefangen genommen und der Justiz
übergeben.
Der Hass der Jihadisten ist auchWasser

auf dieMühlen vonwestlichen Religions-
kritikern, etwa den evolutionären Humanis-
ten oder den atheistischen Freidenkern.
Diese behaupten, eineWelt ohne Religion
sei eine bessere, friedlichereWelt. Das ist ein
gefährlicher Trugschluss. Die religiöse Viel-
falt ist, um an einen Gedanken von Jürgen
Habermas anzuknüpfen («Zwischen Natura-
lismus und Religion», 2009), ein Gradmesser
für unsere individuellen Rechte. Ein Blick
auf die aktuelleWeltkarte zeigt, weshalb:
Nur dort, woMenschen die Freiheit haben,
zu sagen, was sie denken, und zu glauben,
was sie wollen, findenwir demokratische
Rechtsstaaten. Auch die jüngere Geschichte
ist dafür Beleg: Alle Regime, die die Reli-
gionsfreiheit unterdrückten, waren aus-
nahmslos verbrecherisch.
Wer Religion verteidigt, verteidigt also

unsere Freiheit. Freilich ist es nicht so ein-
fach. Entscheidend ist, dassman zwischen
persönlicher Überzeugung und politischer
Macht zu unterscheidenweiss. Das gilt für
religiöse wie nichtreligiöse Bürger.
Fürmich als Katholiken heisst das bei-

spielsweise, Abstand zu nehmen – sowie
es das Zweite Vatikanische Konzil in den
sechziger Jahren des letzten Jahrhunderts
festgeschrieben hat – von der Idee eines
katholischen Gottesstaates. Für nichtreli-

giöse Bürger bedeutet es, keine religionsfreie
Gesellschaft anzustreben, sich also vonmili-
tanten Atheisten oder radikalen Freidenkern
zu distanzieren. Für alle gilt: Die persönliche
Überzeugung darf nicht zu einemMassstab
für andereMenschen gemacht werden.
Gesellschaften, die die Trennung von

Macht undMoral ablehnen, verachten indi-
viduelle Rechte. Aktuelle Beispiele dafür
sind das Königreich Saudiarabien oder die
Demokratische Volksrepublik Korea. Dort
herrschen brutale Gesinnungsdiktaturen.
Andersdenkende Bürger werden verfolgt
und gedemütigt. Hier zeigt sich auch: Der
religiöse Fundamentalismus und der totali-
täre Atheismus sindwesensverwandt. Sie
sind beide Feinde der Freiheit.
Bürger westlicher Gesellschaftenmüssen

beide extremen Polemeiden. Siemüssen
ein gelassenes Verhältnis zwischenMacht
undMoral verteidigen, egal, ob sie religiös
sind oder nicht. Diese tolerante Haltung
fällt zunehmend schwer. Mit jedemTerror-

anschlag wächst die Gefahr einer weiteren
Polarisierung, links wie rechts.
Vielleicht geratenwir in Europa in den

nächsten Jahren in eine vergleichbare Bedro-
hungslage, wie sie der Staat Israel bereits
heute erlebt. Dort lässt sich im Fokus der
Weltöffentlichkeit beobachten, welchemili-
tärischen, wirtschaftlichen und individuel-
len Anstrengungen es einewestliche Gesell-
schaft kostet, die eigene Existenz gegen
innere und äussere Feinde zu verteidigen,
ohne den Anspruch auf Rechtsstaatlichkeit
und Religionsfreiheit preiszugeben.
Auchwenn dieser Existenzkampf Israels

seine einmalige Geschichte – und gegenüber
dem palästinensischen Volk einige proble-
matische Aspekte – hat, ist er vorbildlich.
Welche andere westliche Gesellschaft hätte
diesem extremen Druck, dieser permanen-
ten physischen Bedrohung über so viele
Jahrzehnte standgehalten? Ein Grund dafür
ist zweifellos diemilitärische Stärke, ein-
schliesslich der atomaren Abschreckung. Das
aber genügt nicht zumÜberleben. Es braucht
dazu die sinnstiftende Kraft der jüdischen
Religion und Tradition. Ohne diese starken
und lebendigenWurzeln wäre der Staat
Israel längst verschwunden oder zu einem
kriminellen Gottesstaat verkommen. Beides
ist bis heute nicht geschehen.
Ähnliches gilt für Europa und die gesamte

westlicheWelt. Damit wir in den künftigen
Konfliktenweder verrohen noch an ihnen
zerbrechen, sind nicht nur technologisches
Know-how, wirtschaftliche undmilitärische
Stärke notwendig. Unsere Gesellschaft muss
nicht nur auf diesen Gebieten besser sein
als China, als die arabischeWelt und als
andere Feinde der Freiheit. Entscheidend
wird auch sein, was wir aus unserem eigenen
religiösen Erbemachen.Werfenwir es weg?
Oder werdenwir uns wieder bewusst, wie
es der in Oxford lehrende Philosoph Larry
Siedentop beschreibt («Die Erfindung des
Individuums», 2015), dass unsere freieWelt
ein gemeinsames Kind von Aufklärung und
Christentum ist?

DerexterneStandpunkt

Der Jihadismusbringtnichtnurden Islam inMisskredit. Immer
mehrMenschenhaltenReligionpauschal für rückständig.Dieses
Urteil ist falschundgefährlich, findetMichaelRüegg

Warumwir inEuropadieReligion
dringendbrauchen
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